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Wortlaut der Motion vom 15.06.2011 
 
Der Bundesrat wird beauftragt, die Bezahlung von schweizerischen Löhnen in Fremdwäh-
rung (Bsp. Euro oder Dollar) bzw. deren direkte Bindung an den Kurs solcher Fremdwäh-
rungen zu verbieten. 
 
Mitunterzeichnende 
 
Allemann, Aubert, Birrer-Heimo, Chopard-Acklin, Fässler, Graf-Litscher, Heim, Kiener Nel-
len, Leutenegger Oberholzer, Maire, Schenker Silvia, Voruz (12)  
 
Begründung 
 
Binnen eines Jahres hat sich der Kurs des Euros gegenüber dem Schweizer Franken 
massiv verschlechtert. Dies bedeutet für die Exportindustrie gravierende Einbussen. Sie 
liefert 60 Prozent ihrer Produkte in den Euroraum. Vor diesem Hintergrund schieben im-
mer mehr Firmen das Währungsrisiko auf ihre Angestellten ab. Sie koppeln die Löhne an 
den Eurokurs, was mit grossen Lohneinbussen verbunden ist. Andere Firmen gehen dazu 
über, Angestellte direkt in Euro zu bezahlen. Damit wird die Autonomie des Währungs-
raumes unterlaufen. 
Wie Gift dringen diese Lösungsansätze in das Geflecht der Sozialpartnerschaft. Die Ar-
beitgeberverbände sind unentschlossen und der Bundesrat wartet ab. Damit gefährden sie 
den Werkplatz Schweiz, erschüttern das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik und 
schüren die Fremdenfeindlichkeit. 
 
Stellungnahme des Bundesrates 
 
Das geltende Recht setzt den Massnahmen der Arbeitgeber bereits heute bestimmte 
Schranken.  
 
Zwar kann der Arbeitgeber mittels Änderungskündigung einen gewissen Druck ausüben. 
Das Bundesgericht lässt dieses Vorgehen jedoch ausschliesslich bei Vorliegen sachlicher 
Gründe in Verbindung mit veränderten betrieblichen oder wirtschaftlichen Bedürfnissen zu 
(BGE 123 III 246 E. 3b). Zudem trägt nach schweizerischem Recht der Arbeitgeber das 
Betriebs- und Wirtschaftsrisiko. Er darf es nicht auf die Arbeitnehmenden übertragen (Art. 
324 Abs. 1 OR; BGE 124 III 346 E. 2a; 125 III 65 E. 5). Artikel 324 OR bezieht sich zwar in 
erster Linie auf die Pflicht zur Entrichtung des Lohnes, wenn die Arbeitsleistung aus wirt-
schaftlichen Gründen verweigert wird. Der Zweck der Bestimmung besteht aber darin, den 
Arbeitnehmenden ein ausreichendes Einkommen zu gewährleisten. Es stellt sich also je-
weils die Frage, ob eine Klausel, die den Lohn an den Wechselkurs und das entsprechen-
de wirtschaftliche Risiko für das Unternehmen knüpft, mit dieser Bestimmung überein-
stimmt. Die Entrichtung des Lohnes in Fremdwährung befreit die Unternehmen im Übrigen 
nicht von der Pflicht, die Mindestlöhne der Gesamtarbeitsverträge (GAV) zu beachten. Bei 
wiederholtem und missbräuchlichem Lohndumping kann ausserdem die erleichterte All-
gemeinverbindlicherklärung eines GAV (Art. 1a des Bundesgesetzes über die Allgemein-



verbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen; AVEG) oder der Erlass eines Normal-
arbeitsvertrags (NAV) mit Mindestlöhnen (Art. 360a OR) beantragt werden. Der Bundesrat 
ist bereit, Massnahmen zu prüfen, um die Gesetzeslücken beim Vollzug der flankierenden 
Massnahmen zu schliessen. Dazu gehört namentlich die Einführung einer Sanktion bei 
Nichteinhaltung der NAV mit zwingenden Mindestlöhnen durch schweizerische Arbeitge-
ber. 
 
Nach Artikel 323b Absatz 1 OR ist der Lohn in gesetzlicher Währung auszurichten, sofern 
nichts anderes verabredet oder üblich ist. Die Möglichkeit, von der Gesetzesnorm abzu-
weichen, wurde anlässlich der Revision von 1971 eingeführt, denn die Zahlung des Lohns 
in ausländischer Währung war in bestimmten Fällen wie bei Grenzgängerinnen und 
Grenzgängern oder Arbeitnehmenden, die im Ausland tätig sind, erwünscht (Botschaft des 
Bundesrates vom 25. August 1967, BBl 1967 II 241, 328). Der beidseitige Nutzen einer 
Entlöhnung in ausländischer Währung in bestimmten Fällen muss auch heute noch aner-
kannt werden. Diese Möglichkeit zu verbieten, würde zu weit gehen. Zudem ist es nicht 
möglich, ein für alle Mal gesetzlich festzulegen, in welchen Situationen eine Auszahlung 
des Lohnes in Fremdwährung gerechtfertigt wäre. 
 
Antrag des Bundesrates 
 
Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion. 


